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Übersetzung 

Wie bis zum 15. Februar, 18.15 Uhr, vereinbart. 

Erklärung der Vorsitzenden zur Ukraine 

 

Die Ukraine sieht sich derzeit mit einer beispiellosen militärischen Aggression der Russischen 

Föderation konfrontiert. Dies stellt nicht nur eine Bedrohung für die Sicherheit der Ukraine und 

ihrer Bevölkerung dar. Auch die gedeihende demokratische und wirtschaftliche Entwicklung 

der Ukraine, die regelbasierte internationale Ordnung und die Sicherheit ganz Europas sind 

bedroht. 

Wir, die Vorsitzenden der Fraktionen im Europäischen Parlament, verurteilen die Verstärkung 

der militärischen Präsenz Russlands in der Ukraine und um die Ukraine herum sowie die 

Androhung einer militärischen Aggression gegen die Ukraine. Diese Verstärkung der 

militärischen Präsenz an der Grenze zur Ukraine, in Belarus, auf der rechtswidrig annektierten 

Krim, im Schwarzen Meer sowie in den nicht anerkannten separatistischen Entitäten Donezk 

und Luhansk stellt eine direkte Bedrohung für die Sicherheit der Ukraine dar. Die Androhung 

der Anwendung von Gewalt verstößt gegen die Charta der Vereinten Nationen und die 

Grundprinzipien des Völkerrechts. Geeint fordern wir, dass die Russische Föderation ihre 

militärischen Drohungen und ihre Destabilisierungsversuche einstellt und ihre Streitkräfte und 

ihre militärische Ausrüstung unverzüglich und vollständig von den Grenzen der Ukraine bis zu 

den Ausgangsorten der Verlegung abzieht. 

Wir unterstützen unbeirrt die Souveränität und territoriale Unversehrtheit der Ukraine innerhalb 

ihrer international anerkannten Grenzen. Wir sind der festen Überzeugung, dass die 

Entscheidung eines Landes, einem Bündnis beizutreten, nicht von der Billigung durch ein 

Drittland abhängig gemacht werden darf. Wir stehen hinter den diplomatischen Bemühungen 

der europäischen Staats- und Regierungschefs, die Spannungen zu entschärfen, und fordern 

Russland nachdrücklich auf, zu einer sofortigen Deeskalation beizutragen. Ebenso haben wir 

die feste Absicht, eine entschlossene Reaktion zu unterstützen, falls Russland seinen 

internationalen Zusagen und Verpflichtungen weiterhin nicht nachkommt und einen Angriff 

auf die Ukraine einleitet. Wir fordern den Rat der Europäischen Union erneut auf, sich 

bereitzuhalten, um in enger Abstimmung mit transatlantischen und anderen gleichgesinnten 

Partnern rasch harte wirtschaftliche und finanzielle Sanktionen gegen die Russische Föderation 

zu verhängen. Zu den Sanktionen sollten der Ausschluss Russlands aus dem SWIFT-System 

sowie individuelle Sanktionen gegen dem russischen Präsidenten nahestehenden Personen und 

deren Familien zählen, einhergehend mit dem Einfrieren finanzieller und physischer 

Vermögenswerte in der EU sowie Reiseverboten. Wir bekräftigen unsere Forderung nach einer 

sofortigen Einstellung des Projekts Nordstream 2 für den Fall, dass Russland einen Angriff auf 

die Ukraine einleiten sollte. 

Wir lehnen jeden Versuch, die Grundsätze und Mechanismen der Sicherheit und 

Zusammenarbeit in Europa zu schwächen oder zu untergraben, entschieden ab und begrüßen 

die diesbezügliche Geschlossenheit der europäischen und transatlantischen Parteien. Die 
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genannten Grundsätze und Mechanismen wurden in der Schlussakte von Helsinki von 1975 

gemeinsam vereinbart und 1990 in der Charta von Paris für ein neues Europa bekräftigt und 

werden heute von der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) 

verkörpert. Daher begrüßen und unterstützen wir vorbehaltlos die Bemühungen des 

amtierenden Vorsitzenden der OSZE, einen substanziellen und aufrichtigen Dialog über die 

europäische Sicherheit in die Wege zu leiten, um sich erneut zu den Grundsätzen zu bekennen, 

die Institutionen zu stärken und die Sicherheitsmechanismen in Europa im Einklang mit dem 

Wortlaut und dem Geist von Helsinki neu zu beleben. 

Wir bekunden unsere ungeteilte Solidarität mit dem ukrainischen Volk. Mehr als 

14 000 Menschen sind bereits in einem tragischen Konflikt in der Ostukraine ums Leben 

gekommen, der von Russland entfacht wurde und von sogenannten Separatisten, die von 

Russland unterstützt werden, am Leben gehalten wird. Wir lehnen die anhaltenden Versuche 

Russlands, die Ukraine zu destabilisieren, einschließlich der möglichen Anerkennung der 

sogenannten Entitäten Donezk und Luhansk, sowie seine Versuche, zu verhindern, dass das 

Land auf seinem Weg zu Demokratie und Wohlstand vorankommt, entschieden ab. 

Wir stehen vereint hinter den Bemühungen der Ukraine um demokratische Reformen, 

wirtschaftlichen Wohlstand und sozialen Fortschritt. Wir sind der Ansicht, dass diese 

Bemühungen die größtmögliche Unterstützung verdienen. Wir fordern die EU und ihre 

Mitgliedstaaten daher auf, weiterhin politische Unterstützung sowie wirtschaftliche, 

makrofinanzielle und technische Hilfe zu leisten, wo immer dies – auch in verteidigungs- und 

sicherheitsbezogenen Bereichen – erforderlich ist, und eine langfristige Strategie zu 

entwickeln, um die Bemühungen der Ukraine um die Stärkung der Widerstandsfähigkeit ihrer 

demokratischen Institutionen und ihrer Wirtschaft zu unterstützen. Wir begrüßen, dass einige 

Länder ihre militärische Unterstützung für die Ukraine und die Lieferung von 

Verteidigungswaffen an das Land ausgeweitet haben, was im Einklang mit Artikel 51 der 

Charta der Vereinten Nationen steht, der individuelle und kollektive Selbstverteidigung 

gestattet. Ferner fordern wir die Ukraine auf, bei ihren umfassenden Reformen im Einklang mit 

den im Rahmen des Assoziierungsabkommens mit der EU und der vertieften und umfassenden 

Freihandelszone eingegangenen Verpflichtungen geeint und entschlossen zu bleiben. Die 

entsprechenden Reformen werden die Bestrebungen der Ukraine nach einer engeren politischen 

und wirtschaftlichen Assoziierung mit der EU untermauern. Wir fordern die EU-Organe auf, 

wie für jeden europäischen Staat eine glaubwürdige langfristige Perspektive für den Beitritt der 

Ukraine zur EU im Einklang mit Artikel 49 EUV aufrechtzuerhalten und auf eine 

leistungsbasierte Beschleunigung der schrittweisen Integration in den EU-Binnenmarkt 

hinzuarbeiten, wie es im Assoziierungsabkommen vorgesehen ist. 

Nur die Ukrainerinnen und Ukrainer können über den Weg entscheiden, den ihr Land für seine 

Zukunft einschlagen sollte. Wir werden ihre demokratischen Rechte, Grundfreiheiten und 

Menschenrechte sowie die Entscheidung des Landes für eine europäische Zukunft in Freiheit, 

Demokratie, Frieden und Sicherheit unterstützen. 

 


